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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.08.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2024/13/0111 

Rechtssatz 

Ein Strafverfahren ist vom Grundsatz der materiellen Wahrheit geprägt. Tatsachen können durch die 
Verfahrensparteien nicht "außer Streit gestellt" werden. Auch ein Geständnis des Beschuldigten enthebt 
das Gericht nicht von der Pflicht zur weiteren Nachforschung, ob das Geständnis dem realen Geschehen 
entspricht. Damit besteht aber (anders als allenfalls bei einer diversionellen Erledigung) auch dann eine 
hohe Richtigkeitsgewähr eines verurteilenden Straferkenntnisses, wenn dieses auf einem womöglich auch 
bloß "taktischen" Geständnis beruht. Solange dieses Strafurteil nicht (etwa durch eine Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens) beseitigt ist, besteht die Bindung im Abgabenverfahren an dieses Strafurteil. 
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